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EHESCHEIDUNG

Keine Zuweisung nur eines Teils der Wohnung möglich
|  Trennen sich die Eheleute, kann es ein Wohnungszuweisungsverfahren geben. Hier fragt es 
sich, ob sich dieses auch auf einen Teil der Wohnung beschränken kann. Das hat das Oberlan-
desgericht (OLG) Brandenburg nun verneint.  |

Ehefrau wollte Teil der Wohnung zugewiesen bekommen
Die Eheleute waren rechtskräftig geschieden. Die Ehewohnung war dem Mann und den gemein-
samen Kindern zeitlich befristet zugewiesen worden. Grund: Es hatte von der Frau ausgehende 
körperliche Auseinandersetzungen in Gegenwart der Kinder gegeben. Die Frau wollte nun, dass 
ihr ein Teil der Wohnung zugewiesen und die Mitbenutzung eines weiteren Teils dieser Wohnung 
eingeräumt wird.

Keine Rechtsgrundlage für Teilzuweisung
Das OLG: Eine Rechtsgrundlage dafür, der Frau einen Teil der Wohnung zuzuweisen und ihr die 
Mitbenutzung der weiteren Räume einzuräumen, gibt es nicht. Ein Ehegatte kann nur verlan-
gen, dass der andere ihm die Wohnung anlässlich der Scheidung überlässt, wenn er in stärke-
rem Maße darauf angewiesen ist, diese unter Beachtung des Wohls der im Haushalt lebenden 
Kinder und der Lebensverhältnisse der Ehegatten zu nutzen oder wenn es aus anderen Grün-
den der Billigkeit entspricht, ihm diese zu überlassen. Ziel ist, die Wohnung vollständig überlas-
sen zu bekommen. Das geltende Recht sieht es nicht vor, die Wohnung zu teilen.

QUELLE  |  OLG Brandenburg, Beschluss vom 22.6.22, 13 UF 49/22, Abruf-Nr. 232374 unter www.iww.de

ELTERNGELDBERECHNUNG

Höheres Elterngeld nur bei Einkommensverlusten  
wegen einer schwangerschaftsbedingten Erkrankung
|  Einer schwangeren Frau steht kein höheres Elterngeld zu, wenn sie im Bemessungszeit-
raum arbeitslos war und ihren bisherigen Beruf schwangerschaftsbedingt nicht wieder auf-
nehmen konnte. Vielmehr kommt die Gewährung eines höheren Elterngelds nur in Betracht, 
wenn Ursache des geringeren Erwerbseinkommens eine schwangerschaftsbedingte Erkran-
kung war. Das hat das Bundessozialgericht (BSG) jetzt entschieden.  |

Die Klägerin kann nicht beanspruchen, dass die Monate der Arbeitslosigkeit vor der Geburt  
ihres Kindes bei der Elterngeldberechnung unberücksichtigt bleiben und durch frühere Monate 
mit Erwerbseinkommen ersetzt werden, wie dies bei einer schwangerschaftsbedingten Erkran-
kung vorgesehen ist. Eine solche Erkrankung lag bei ihr nicht vor. Die gesetzliche Regelung ist 
auch nicht entsprechend anzuwenden. Hierfür fehlt es an einer planwidrigen Regelungslücke 
im Gesetz.

Der Gesetzgeber hat abschließend geregelt, welche Tatbestände eine Verschiebung des  
Bemessungszeitraums für die Berechnung des Elterngelds ermöglichen. Dies gilt gerade auch 
im Hinblick auf Einkommenseinbußen wegen Arbeitslosigkeit. Der Gesetzgeber durfte das wirt-
schaftliche Risiko von Arbeitslosigkeit bei der Regelung des Elterngelds als Einkommenser-
satzleistung ohne Verfassungsverstoß der Sphäre der Elterngeldberechtigten zuweisen.

QUELLE  |  BSG, Urteil vom 9.3.2023, B 10 EG 1/22 R, PM 8/23
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Kein Verstoß gegen Heim- und Pflegegesetz  
bei Erbeinsetzung eines unabhängigen katholischen Vereins
|  Die Erbeinsetzung eines Vereins, der in dieselbe hierarchische katholische Organisation wie 
die Pflegeeinrichtung der Erblasserin ohne Begründung eines Über- und Unterordnungsver-
hältnisses eingebunden ist, kann wirksam sein. Die Begünstigung des juristisch von der  
Pflegeeinrichtung unabhängigen Vereins beinhaltet weder unmittelbar noch mittelbar einen 
Verstoß gegen die Verbotsnormen des Hessischen Heim- und Pflegegesetzes. Das Oberlan-
desgericht (OLG) Frankfurt am Main hat die Beschwerde des Sohnes der Erblasserin gegen 
die beabsichtigte Erbscheinerteilung an den Verein zurückgewiesen.  |

Das war geschehen
Die Erblasserin war verwitwet und hatte ein Kind. Sie lebte zuletzt in einer katholischen Alten-
pflegeeinrichtung. Zum Alleinerben setzte sie einen eingetragenen Verein einer katholischen 
Einrichtung ein. Die Betreiberin der Altenpflegeeinrichtung ist korporatives Mitglied dieses Ver-
eins und hat sich u.a. hinsichtlich der Bestellung des Geschäftsführers der Zustimmung eines 
Bischofs unterstellt. Ihr Sohn erhielt ein Vermächtnis in Höhe des Pflichtteils.

ADOPTIONSRECHT

Strenge Voraussetzungen bei Adoption eines Erwachsenen
|  Die Adoption von Erwachsenen ist gegenüber der Adoption von Kindern viel seltener. Dabei 
hängt die Frage, ob eine Erwachsenenadoption stattfinden soll, nicht allein von den beteilig-
ten Personen ab. Die Gerichte müssen vielmehr die gesetzlichen Voraussetzungen prüfen. 
Hier ist ein strenger Maßstab anzulegen, wie das Oberlandesgericht (OLG) Oldenburg nun 
herausgearbeitet hat. Nicht ausreichend ist etwa, dass Erbschaftsteuer gespart, dem  
Adoptierten ein Aufenthaltsrecht oder den Annehmenden eine günstige Pflegekraft beschafft 
werden soll.  |

Urenkel sollte adoptiert werden
Ein Ehepaar wollte ihren Urenkel adoptieren. Die leibliche Mutter des Urenkels hatte dem zuge-
stimmt. Das Amtsgericht (AG) hatte eine Adoption abgelehnt. Die Großeltern und der Enkel hat-
ten auch in der Beschwerdeinstanz beim OLG keinen Erfolg.

Was dafür sprach
Das OLG: Eine Adoption müsse sittlich gerechtfertigt sein. Zunächst sei eine starke innere  
Verbundenheit im Sinne eines Eltern-Kind-Verhältnisses erforderlich, sowie eine gegenseitige 
Verpflichtung, dauerhaft füreinander einzustehen. Dies sei hier zwar gegeben.

Was dagegen sprach
Gegen ein Eltern-Kind-Verhältnis spreche im vorliegenden Fall aber der erhebliche Altersun-
terschied und das intakte Verhältnis des Urenkels zu seiner leiblichen Mutter. Eine gegenseitige 
Unterstützung könne auch aus dem bereits bestehenden natürlichen Verwandtschaftsverhält-
nis erfolgen. Es gebe zudem Anhaltspunkte dafür, dass es vorwiegend um eine günstige  
Regelung des Nachlasses gehen sollte. Bei bestehenden Restzweifeln an einer sittlichen Recht-
fertigung sei eine Erwachsenenadoption in der Regel abzulehnen. Vor diesem Hintergrund, so 
das OLG, sei eine Erwachsenenadoption im vorliegenden Falle abzulehnen.

Die Entscheidung ist rechtskräftig.

QUELLE  |  OLG Oldenburg, Beschluss vom 14.11.2022, 11 UF 187/22, PM vom 21.2.2023
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Der eingesetzte Testamentsvollstrecker beantragte beim Nachlassgericht die Erteilung eines 
Erbscheins zugunsten des Vereins. Der Sohn hat das Testament angefochten und ebenfalls  
einen Erbschein zu seinen Gunsten beantragt.

Das Nachlassgericht beabsichtigte, dem Verein einen Erbschein zu erteilen. Hiergegen richtete 
sich die Beschwerde des Sohnes. Diese hatte vor dem OLG keinen Erfolg. Der Verein sei  
wirksam zum Alleinerben eingesetzt worden, bestätigte das OLG die Auffassung des Nachlass-
gerichts.

Kein Verstoß gegen das Gesetz
Das OLG: Das Testament verstoße nicht gegen eine Verbotsnorm des Hessischen Heim- und 
Pflegegesetzes (HSBP). Demnach ist es Betreibern von Pflegeeinrichtungen u.a. untersagt, sich 
für die Zurverfügungstellung eines Platzes oder die Erbringung von Pflegeleistungen zusätzli-
che Zahlungen versprechen zu lassen (§ 6 HSBP). Mit der Regelung solle u.a. der Heimfriede 
geschützt werden; sie solle eine unterschiedliche Behandlung der Bewohner als Folge finanzi-
eller Zusatzleistungen oder -versprechen verhindern. Die Regelung diene zudem dem Schutz 
der Testierfreiheit und solle das Ausnutzen der Hilf- oder Arglosigkeit verhindern. Die Erbein-
setzung berühre diese Zwecke hier nicht. Die Erblasserin habe mit dem Verein eine von der 
Betreiberin der Altenpflegeeinrichtung verschiedene juristische Person als Erbe eingesetzt. 
Soweit die Erblasserin den Wunsch geäußert haben soll, in einer katholischen Einrichtung  
betreut zu werden, die möglicherweise in der Trägerschaft des begünstigten Vereins stünde, 
erfülle dies nicht die Verbotsnorm. Ein nicht näher konkretisierter Wunsch sei nicht geeignet, 
Druck auf den Betreiber einer Einrichtung auszuüben. Die nach dem Willen der Erblasserin aus 
Mitteln der Treuhandstiftung zu finanzierenden Leistungen stellten sich nicht als solche im  
Sinne der Verbotsnorm dar.

Keine Umgehung des Rechts
Die Erbeinsetzung stelle auch keine unzulässige Umgehung der Verbotsnorm dar. Die Erbein-
setzung stelle sich weder indirekt noch mittelbar als Zuwendung an die Betreiberin der Alten-
pflegeeinrichtung dar, in welcher die Erblasserin zuletzt gelebt hatte. Durch die Auflage zur 
Verwendung ihres Vermögens in einer Treuhandstiftung habe die Erblasserin eine Bestimmung 
getroffen, die gerade keine Zuwendung an die Betreiberin der Pflegeeinrichtung bewirke. Es 
bestehe kein tatsächlicher oder rechtlicher Einfluss des Vereins auf diese Einrichtung. Allein 
der Umstand, dass die Betreiberin der Einrichtung korporatives Mitglied des Vereins sei, führe 
nicht dazu, dass die Einrichtung auch am zugewendeten Vermögen partizipiere.

Die gewählte testamentarische Gestaltung diente zwar offensichtlich dazu, einen Verstoß gegen 
die Vorschriften des HSBP zu vermeiden. Die Gestaltung berühre aber nicht die Schutzzwecke 
des HSBP und sei damit von der Testierfreiheit gedeckt.

Genehmigung nicht erforderlich
Da der Verein keine der Verwaltung kirchlicher Organe unterstehende Einrichtung sei, sei das 
kanonische Recht auf den Verein nicht anwendbar. Damit bedürfe die Annahme der Erbschaft 
durch den Verein auch nicht der Genehmigung durch den Bischof nach dem Kirchenvermögens-
verwaltungsgesetz.

Die Entscheidung ist nicht rechtskräftig. Das OLG hat die Rechtsbeschwerde zum Bundesge-
richtshof (BGH) wegen grundsätzlicher Bedeutung zugelassen.

QUELLE  |  OLG Frankfurt am Main, Beschluss vom 8.12.2022, 20 W 301/18, PM 1/23


